
viele Entwicklungsländer konnten Handel und Wachs-
tum zwar ausweiten, das versprochene Wirtschafts-
wunder der Liberalisierung ist aber weitgehend ausge-
blieben. Im Gegenteil: Die Ungleichheit zwischen „arm“ 
und „reich“ hat weiter zugenommen. Einer Studie der 
Entwicklungsorganisation Oxfam zufolge besaßen im 
Jahr 2016 die acht reichsten Männer der Welt zusam-
mengenommen 426 Mrd. US- Dollar während die ärme-
re Hälfte der Weltbevölkerung, d.h. 3,6 Mrd. Menschen, 
mit insgesamt 409 Mrd. US-Dollar Vermögen auskom-
men mussten.

Die besseren Lebensbedingungen in den reichen Län-
dern und Regionen des Nordens üben dabei eine enor-
me Anziehungskraft aus („Pull-Faktoren“). Gleichzeitig 
bieten die mangelnden Chancen in den armen Ländern 
und Regionen des Südens ausreichend Gründe für die 
Menschen dort, ihre Heimat zu verlassen („Push-Fakto-
ren“). Das ist die Makroebene, die heute einen großen 
Teil der Migrationsbewegungen beeinflusst. Das war 
nicht immer so, denn Europa war lange Zeit selbst die 
Region, die beträchtliche Migrationsbewegungen in al-
ler Welt ausgelöst hat. Kanada, Lateinamerika, die USA 
oder Australien sind nur einige Beispiele europäischer 
Auswanderungen im 19. und 20. Jahrhundert.

Migration und Flucht 
                  in Zeiten der Globalisierung

Mehr als 60 Mio. Menschen befinden 

sich derzeit weltweit auf der Flucht vor 

Krieg, Gewalt, Hunger oder Naturkata-

strophen. Das sind so viele wie noch nie. Die Zahl 

der MigrantInnen wird auf ca. 240 Mio. Menschen 

weltweit geschätzt. Die meisten von ihnen bewegen 

sich in und zwischen den Ländern des Südens. Aber 

auch die Süd-Nord-Migration hat in den letzten 

Jahren zugenommen. Die Länder des Nordens 

haben sich in den 1980er und 1990er Jahren sehr 

stark für Freihandel und freie Kapitalbewegungen 

über Grenzen hinweg eingesetzt. Privatinvestitionen 

sollten dort angesiedelt werden, wo die Arbeitskräf-

te am billigsten und staatliche Regulierungen am 

schwächsten sind. In der neoliberalen Globalisie-

rung sollen sich demnach zwar das Kapital und die 

Waren, nicht aber die Menschen frei über nationale 

Grenzen hinweg bewegen dürfen. 

Globale Ungleichheit und Migration

Die Globalisierung hat zu einer Vertiefung der Un-
gleichheit zwischen wohlhabenden Ländern des Nor-
dens und weniger wohlhabenden Ländern des Südens 
geführt. Mit Hilfe von ausländischen Direktinvestitio-
nen und Finanzspekulationen wurde das Nationalein-
kommen in den reichen Ländern in den letzten 30 Jah-
ren wie sonst nie in den Jahren zuvor vermehrt. Auch 
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Krieg, Gewalt und Flucht

Die Globalisierung war und bleibt eine enorme Belas-
tung für die Nationalstaaten im Süden. Die meisten 
Regierungen in ärmeren Ländern haben kaum Mög-
lichkeiten, die eigenen Volkswirtschaften zu lenken 
und zu regulieren. Der Staat hat insbesondere in diesen 
Ländern seine Steuerungsfunktion verloren und wurde 
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damit entscheidend geschwächt. Die wirtschaftliche 
Schwächung des Staates führte wiederum zu einer Krise 
der politischen und administrativen Institutionen. 

In fragilen Staaten können in Teilen des Landes oder im 
gesamten Staatsgebiet weder die öffentliche Sicherheit 
gewährleistet, noch Bildung, Gesundheit, wirtschaftli-
che Entwicklungschancen, Rechtsordnung und -spre-
chung sowie Umweltschutzmaßnahmen bereitgestellt 
werden. Es fehlt an fundamentaler Infrastruktur oder 
notwendigen Kommunikationseinrichtungen. In die-
sem Vakuum übernehmen Guerilla- und Rebellenbe-
wegungen, Stammesfürsten, Warlords, religiöse Führer 
oder Dorfälteste die Macht. Kurz: Offizielle Strukturen 
werden zunehmend unterwandert und ausgehöhlt und 
der Prozess des Zerfalls schreitet voran.

In Folge dessen werden Menschen aufgrund der entste-
henden Konflikte und Diktaturen zur Flucht gezwun-
gen. Viele Flüchtlinge kommen aus fragilen Staaten, 
Kriegsgebieten und Konfliktregionen. Der größte Teil 
der Flüchtlinge bleibt allerdings innerhalb von natio-

nalen bzw. regionalen Grenzen. Gegenwärtig stellen 
Menschen aus Syrien die größte Gruppe der Geflüchte-
ten dar. Millionen sind auf der Flucht vor dem brutalen 
Religions- und Bürgerkrieg, der im Land herrscht. Auch 
hier bleiben die meisten Menschen in der Region, viele 
nehmen aber auch den gefährlichen Weg nach Euro-
pa auf sich: Allein im Libanon leben nach Angaben des 
UN-Flüchtlingshilfswerks UNHCR 1,15 Mio. registrierte 
Flüchtlinge, in Jordanien 650.000. 

Klimawandel und Migration

Insbesondere in armen Entwicklungsländern hat der 
Klimawandel zu einer signifikanten Steigerung von Mi-
gration und Umsiedlung geführt. Zwischen den Jahren 
2008 und 2013 mussten weltweit ca. 165 Mio. Menschen 
aufgrund Klimawandel bedingter Naturkatastrophen 
ihre Heimat verlassen. Nicht immer aber haben die 
sogenannten Umweltflüchtlinge die Möglichkeit, frei 
darüber zu entscheiden, ob sie migrieren oder bleiben. 
Diese Entscheidungen hängen von den Umständen ab, 
unter denen Menschen von Umweltereignissen betrof-
fen sind. Für viele Regionen in Entwicklungsländern ist 
Migration der einzige Ausweg, sich an schwerwiegen-
de Umweltveränderungen, beispielsweise Dürren oder 
Überschwemmungen, anzupassen. Diese Migration 
ist jedoch eher ein temporäres Phänomen und findet 
zumeist im regionalen und nur selten im transnationa-
len Kontext statt. Allmähliche Umweltveränderungen 
legen hingegen nahe, Auswanderung als eine Antwort 
auf den Klimawandel zu betrachten.

Nicht jede Katastrophe führt automatisch zu Auswande-
rung oder Vertreibung. Statistische Recherchen zeigen, 
dass Klimaereignisse zu Katastrophen werden, wenn sie 

Anzahl der eingetragenen Flüchtlinge nach Zielland in Mio., Stand 2015

n   > 1 Mio.
n   250.000-1 Mio.
n   50.000-250.000
n   5.000-50.000
n   500-5.000
n   1-500
n   0 oder keine Angabe

Amerika   
0,75

Europa   
3,49

Nordafrika/
Mittlerer Osten   
3,01

Subsahara-Afrika  
4,06

Asien  
3,79

weltweit  
15,1

Flüchtlinge* insgesamt
nach Region, in Mio. 15,1

Quelle: Economist.com

* oder Menschen in Flucht ähnlichen Situationen
Quelle: Eigene Darstellung nach UNHCR, NATO, Migration Policy Institute, Refugees International, US State Department
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Erkenntnisse müssen Instrumente wie der EU–Treu-
handfonds oder das Flüchtlingsabkommen zwischen 
der EU und der Türkei kritisch hinterfragt werden. Mit 
dem Treuhandfonds werden letztlich afrikanische Re-
gierungen, die mit ihrer repressiven Politik mit dazu 
beitragen, dass immer mehr Menschen fliehen, nun 
selbst als Türsteher für die EU instrumentalisiert. Und 
im Rahmen des Abkommens mit der Türkei wird das 
Schicksal von Millionen Flüchtlingen in der Hand einer 
Regierung überlassen, die selbst grundlegende, demo-
kratische Prinzipien missachtet. 

Flüchtlinge brauchen den Schutz, der ihnen durch 
die Genfer Flüchtlingskonvention zusteht. Migration 
kann nicht bekämpft werden. Im besten Fall kann sie 
(menschlich) gestaltet werden und zwar so, dass es zu 
einer Win-Win-Situation für Ursprungs- und Zielländer 
führen kann.

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ) hat eine mehrere Ebenen 
umfassende Strategie zum Thema Vertreibung und Mi-
gration entworfen, die in ein koordiniertes Netzwerk 
von Auswärtigem Amt, Verteidigungs- und Umweltmi-
nisterium eingebettet ist. 

Um die Ursachen von Vertreibung und Migration zu be-
kämpfen, hat das BMZ für das Jahr 2016 ca. 3 Mrd. Euro 
bereitgestellt. Dabei sollen die UN-Organisationen, die 
in diesem Bereich engagiert sind, wie das Welternäh-
rungsprogramm, das Flüchtlings- oder das Kinderhilfs-
werk der Vereinten Nationen, unterstützt werden. 

Das BMZ sieht die Flüchtlingskrise als eine globale Her-
ausforderung und plädiert deswegen dafür, das Thema 
auf die G20-Agenda 2017 zu setzen. Die Idee ist, globale 
Quoten auf UN-Ebene zu vereinbaren und je nach Wirt-
schaftspotenzial und Willen Flüchtlinge aufzunehmen. 
Der Vorschlag ist gut, könnte allerdings ähnlich wie in 
der EU am Widerstand vieler Länder scheitern. Deutsch-
lands sollte sich hier für einen ehrgeizigen UN - Global 
Compact on Migration einzusetzen. Dieser sollte kla-
re Ziele formulieren, messbare Indikatoren enthalten 
und ausreichende finanzielle Mittel für die Umsetzung 
bereitstellen, wie bereits in einer Stellungnahme des 
Verbands Entwicklungspolitik und Humanitäre Hilfe 
VENRO gefordert.
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in bevölkerungsreichen Regionen stattfinden, in denen 
viele Menschen in prekären Wohnsituationen leben 
und dadurch verwundbar sind. Die aktuell bekanntes-
ten Fälle sind die Dürrekrisen im Sudan, Südsudan, in 
Äthiopien oder Syrien. Die Überschwemmungen in Pa-
kistan, den Philippinen oder in Bangladesch sind eben-
falls eindrückliche Beispiele. Die größten Wanderungs-
bewegungen infolge von Klimaveränderungen werden 
in Ländern und Regionen wie Pakistan, Westafrika, 
dem Horn von Afrika oder jenen Inselstaaten erwartet, 
die besonders stark vom Klimawandel betroffen sind.

ExpertInnen warnen schon lange davor, dass der Klima-
wandel in den nächsten Jahren die bereits bestehenden 
Migrationsbewegungen – insbesondere in den Entwick-
lungsländern – verschärfen wird. Schätzungen zufolge 
mussten schon bis zu einer Mrd. Menschen infolge von 
Klimaveränderungen ihre Heimat verlassen. Die zuneh-
mende Migration aus Afrika über das Mittelmeer nach 
Europa ist unter anderem auch eine Folge von tiefgrei-
fenden Umweltveränderungen in der Sahelregion und 
Subsahara-Afrika. Die Menschen sehen sich zu Migrati-
on gezwungen, weil sie sich nicht mehr ernähren kön-
nen und deshalb ihr Überleben nicht mehr gewährleis-
tet ist.

Die Fragilität Afrikas ist die Folge einer Kombination 
aus mehreren Faktoren: Hierzu zählen unter anderem 
extreme Armut, häufige Naturkatastrophen, Bevölke-
rungswachstum und Landwirtschaftssysteme wie Vieh-
zucht und lokale Nahrungsmittelproduktion, die sehr 
stark von Regenfall abhängig sind. Hinzu kommen häu-
fig staatliche Strukturen, die diesen Herausforderungen 
nicht angemessen begegnen können. Die Verbindung 
zwischen Klimawandel und Migration ist komplex und 
kann nur im Zusammenwirken mit anderen Ursachen 
wie ethnischen oder religiösen Konfliktsituationen, de-
mographischen oder wirtschaftlichen Krisen verstan-
den werden.

Migration und Entwicklungspolitik

Die offizielle Antwort der Europäischen Union auf die 
derzeitigen Migrationsprozesse können als Fehlschlag 
betrachtet werden. Sowohl entwicklungspolitisch als 
auch wirtschaftspolitisch bleiben die Antworten der EU 
klar hinter den Erwartungen zurück. Angesicht dieser 

Fo
to

: D
om

in
ic

 C
ha

ve
z/

W
or

ld
 B

an
k/

Fl
ic

kr
.c

om

Fo
to

: T
ho

m
as

 A
nd

re
 S

yv
er

ts
en

/ I
FR

C 
/F

lic
kr

.c
om



Gefördert durch

Das BMZ will die Schwerpunkte der Entwicklungszu-
sammenarbeit mit den Partnerländern auf die Vertrei-
bungs- und Migrationsfragen verlegen. Damit rücken 
jene Länder in den Mittelpunkt der deutschen EZ, in 
denen sich viele intern Vertriebene aufhalten und die 
wichtige Transitländer sind, sowie jene Länder, die eine 
größere Anzahl an Flüchtlingen aufgenommen haben. 
Aus dieser begrüßenswerten Schwerpunktverlagerung 
heraus stellt sich nun die Frage, ob diese auf Kosten der 
Armutsbekämpfung in den Ländern geht, die nicht mit 
Migrations- und Vertreibungsproblemen konfrontiert 
sind. 

Was die langfristigen und strukturellen Ansätze an-
geht, will das BMZ wichtige Ursachen für Migration 
bekämpfen. Dazu gehören: Nahrungsmittelunsicher-
heit, Ressourcenknappheit, Armut, Ungleichheit, Ver-
folgung und Umweltzerstörung. Interessant ist hier das 
Ziel, sich für eine faire Handelspolitik und menschen-
würdige Arbeitsbedingungen einzusetzen.

Auch Vorgaben zur Finanzierung von zusätzlichen 
Maßnahmen zur Klimaanpassung und für den Klima-
schutz, die im Rahmen der internationalen Klimafinan-
zierung bislang eher halbherzig erfüllt werden, finden 
in der neuen Strategie Erwähnung. 

Die Mittel und Ressourcen, die an Mitteleinkommens-
länder, wie die Türkei und Jordanien, gegeben werden, 
dürfen nicht als offizielle Entwicklungshilfeleistungen 
angerechnet werden. Im Nachhaltigkeitsziel SDG 10.7 
beispielsweise verpflichten sich die Regierungen, eine 
„geordnete, sichere, reguläre und verantwortungsvolle 
Migration und Mobilität von Menschen zu erleichtern“. 
Die Bundesregierung sollte in ihrer Nachhaltigkeits-
strategie konkrete Indikatoren für die Erfüllung dieses 
Zieles formulieren.

Migration und Flucht in Zeiten 
der Globalisierung

Pedro Morazán, Katharina Mauz

Die Zusammenhänge zwischen Migration, 
globaler Ungleichheit und Entwicklung
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Ausblick

Flucht und Migration sind nicht dasselbe – auch wenn 
eine Unterscheidung manchmal nicht eindeutig ist. Es 
gibt wichtige Unterschiede, sowohl bezüglich der Frage 
nach Zwang/Freiwilligkeit als auch nach der Zeitspan-
ne, die Menschen unterwegs sind, bzw. sich fern ihrer 
Herkunftsländer aufhalten. 

Mehr als 60 Mio. Menschen befinden sich momentan 
auf der Flucht vor Krieg, Konflikten und autoritären bis 
diktatorischen Regimen, den Folgen des Klimawandels 
oder anderen Gründen. Fluchtbewegungen können ge-
nauso plötzlich aufhören, wie sie entstanden sind. Das 
hängt von der Entwicklung der Krisen und Umstände ab, 
die ursprünglich zu Fluchtbewegungen geführt haben.

Migration ist dagegen ein langfristiger Prozess und das 
Resultat einer komplexen Verbindung zwischen Anzie-
hungs- und Abstoßkräften, meist zwischen Nord und 
Süd. Das verdeutlichen die Lohn- und Einkommensun-
terschiede weltweit, aber auch Fragen der sozialen Si-
cherheit oder politischen, religiösen und persönlichen 
Freiheit. Die Bekämpfung von Migrationsursachen in 
den Herkunftsländern bleibt deswegen solange frag-
würdig, bis endlich die strukturelle Verantwortung der 
EU und insbesondere Deutschlands als Ursache für welt-
weite Ungleichheit wahrgenommen wird. 

Politische Verantwortung kann und sollte nicht an na-
tionalen Grenzen enden. Migration ist ein globales Phä-
nomen und kann nur mit Hilfe multilateraler Prozesse 
und Instrumente geregelt werden. Die für Migration ur-
sächlichen strukturellen Probleme der Globalisierung 
können nur durch eine kohärente Strategie überwun-
den werden, die dazu beiträgt, weltweit zunehmende 
Ungleichheiten zu bekämpfen und die wirtschaftlichen 
Bedingungen dafür zu schaffen, dass sich Entwicklung 
und Wohlstand im Norden und Süden annähern.

Gefördert aus Mitteln des Kirchlichen Entwicklungsdienstes 
durch Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst, 
durch den Evangelischen Kirchenverband Köln und Region 
sowie die Evangelische Kirche im Rheinland. 

Alle Informationen aus diesem Fact 
Sheet stammen aus der Studie:  
„Migration und Flucht in Zeiten der 
Globalisierung. Die Zusammenhän-
ge zwischen Migration,globaler Un-
gleichheit und Entwicklung“




